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BEPUBLIK öSTERREICH 
Der Bundesminister für Varkehr 

Ir -~g.38 det };cilai::n zu ,leD Stcn"l~";Ji"hi',<:hcn "·::·,\Jt";".';; .. ~n ---
Pr.Zl.5901/7-1-1982 

ANFRAGEBEANTWORTUNG 
betreffend die schriftliche Anfrage 
deT Atg. Dipl. Ing. Dr. Leitner' und 
Genossen vom 1982 12 06, Nr. 2267/J­
NR/1982~ "Oberstundenleistungen und 

deren Umwandlung" 

..,,., ...... lAS ,,/..,;( t1 _. 

1983 -02." 04 
. "" I·" J' z u ,(.,~,,;.,;J. ... 4 

!hreAnfrage beehre ich mich, wie folgt zu beantworten: 

Zu 1 
Aufgrund der zur Verfügung stehenden Unterlagen kann nur die der 
Bezahlung der überstunden zugrundegelegte Anzahl der Ober~tunden 
bekanntgegeben werden; ein solcher RUckschlußist jedoch bei den 
anderen MehrleistungsvergUtungen nicht möglich. Außerdem liegen 

die Auswertungen für das gesamte Jahr 1982 noch nicht vor, es 
werden daher die Zahlen für das erste Halbjahr berangezogen. 

Im Jahr 1981 wurden im Bereich des Verkehrsressorts .insgesamt 
15.473.516, in den ersten sechs Monaten des Jahres 1982 
insgesamt 7.228.072 vergUtete überstunden geleistet. Die5~ 

verteilen sich wie folgt: 

. Bundesministerium fUr Verkehr, 
Sektionen Präsidium, I, 11, IV 

1981 Jan.-Juni 1982 

15.295 6. 9~·4 

Post- und Telegraphenverwaltung 8.417.177 

österreichische Bundesbahnen 6.994.946 3.190~039 

9 
sonstige Dienststellen 46.098 18.783 
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Zu 2 
Für di~ Vergütung von Gberstunden und Mehrdienstleistungen, wie 
sie in der Budgetpost 5650 bzw. 5652 angefUhrt sind, waren 1m 
Verkehrsressort im Jahr 1981 insgesamt 2429~4 Mio. S erforder­
lich. 

Für die Vergütung von Db~rstunden und Mehrdienstle1stungen wnr~n 
im Verkehrsressort in den ersten sechs Monaten des Jahr~s 1982 

insgesamt 1285~2 Mio. S. in den ersten sechs Monaten des Jahres 
1981 insgesamt 1205,7 Mio. S erforderlich. 

Diese beiden Summen unterscheiden sich um 6,6 S. Es muß in 
diesem Zusammenhang aber auf die generelle Bezugserhöhung mit 
1~ Jänner 1982 von 6 % verwiesen werden. Seiden ass wirkte sich 
außerdem die 1. Etappe der Nebenbezugsreforrn mit 1.7.1981 aU~J 

Ferner sind in Voranschlag auch VorrUckungen und Beförderungen 
nicht berücksichtigt gewesen. 

Zu 4 

Diese Frage kann erst nach Vorliegen der Unterlagen fUr das 
gesamte Jahr 1982 beantwortet werden. 

Zu 5 

Eine vollständige Beantwortung dieser Frage wäre nur nach Durch­
fUhrung einer umfangreichen und zeitraubenden Erhebung möglich. 

Gemäß § 1& Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 kHnnen NebengebUhre~ 

pau5chal~ert werden, wenn die Dienstleistungen, die einen An­
spruch auf eine solche NebengebUhr begrUnden, dauernd oder so 
regelmäßig erbracht werden, daß die Ermittlung monatlicher Durch­
schnittswerte möglich ist. Im Verkehrsressort fielen im Jahre 

1981 durchschnittli~h6007 überstunden monatlich an"und wurden 
i!n Sinne dieser gesetzlichen Bestimmung pauschaliert ab@egolten. 
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Zu 6, 7 und 8 
Die Bundesregierung hat in der Ministerratssitzung vom 1.2.1983 
beschlossen, in einem Teilb~reich der Post- und Telegraphenver­
waltung probeweise zusätzliche Planstellen anstelle von über­
stunden und Mehrleistungen zu schaffen. Dieses Projekt ist vor­
erst fOr die Dau~r von 1. März 1983 bis 30. Juni 1983 vorge­
sehen. 

Zu 9 und 10 
Die Bundesregierung hat zu der vom Nationalrat am 1. Juli 1981 
unter GZ E61-NR/XV.GP gefaßten Entschließung betreffend die Teil­
zeitbeschäftigung ausführlich Stellung genommen. Die Bundesre­
gierung ist weiterhin der Auffassung, daß durch die in diesem 
Bericht angefUhrten Maßnahmen den WUnschen nach Teilzeitbe­
schäftigung im Rahmen der rechtlichen und organisatorischen Ge­
gebenheiten in größtmöglichem Ausmaß entsprochen werden kann. 
Durch den Verzicht auf den KUndigungsgrund des Bedarfsmangels 
bei einem Wechsel vom Beamtenstatus in ein vertragliches Teil­
zeitverhältnis wird darUber hinaus ein Beitrag zur Sicherung des 
Arbeitsplatzes geleistet. 

Wie dem Bericht der Bundesregierung entnommen werden kann, waren 
im Jahre 1981 16.903 Planstellen mit teil- bzw. saisonbe-
schäftigten Bediensteten besetzt und zwar: 

Bund (ohne Post, öBB) 10.464 Planstellen 
Post 5~259 Planstellen 
ÖSS 1~180 Planstellen 

Summ~ 16.903 Planstellen 

In dieser Summe sind sowohl die Bediensteten mit durchgehender 
Teilzeitbeschäftigung als auch Saisonbedienstete enthalten. 
Saisonbeschäftigte Vertragsbedienstete werden hauptsächlich bei 
der Post (Zustelldienst) verwendet und binden dort ungefähr 850 
Planstellen. 
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Ven der Art der Tätigkeit her gesehen, w~ren die meisten Ver­

wendungen fUr eine Teilzeitheschäftigung geeignet. Weniger bis 
Uberh~upt nicht geeignet fUr den Einsatz von Teilzeitbeschäf­
tigten sind vor allem jene Tätigkciten~ die Kontinuität er­

fordern (z.B. wissenschaftliche Versuchsreihen, aber auch 
leitungsfunktionen), Tätigkeiten mit längerer Vorbereitungszeit 

Eine erhebliche Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung scheitert 
j t! d 0 eh aue h " n d e ( Tat S il ehe, ci a ß Ij 0 n d (:! r ~i ach f,.. i1 ge sei t e h € f ij her -
wiegend Interesse an einer Beschäftigung fUr den Vormittag be­
steht. Dies bedeutet, daß beoj der Besetzung ·::in~l· Planstelle moa 

bedarf~ 

U~ter BerUcksichtigung der 2ufgezeigten Schwic~igkeiten wurde 
der Versuch unternommen, die sachlich fUr eine Teilzeitbe­
sch~ftigung geeigneten Planstellen und die organisatorischen 
Möglichkeiten auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen. Demnach 
k i.i 11 nt e n ca. 700 P 1 ans t e 11 eu. z u sät z i ich a 11 s t (: 1 1 e mit 'V 0 1 1 b t: ~o 

miot leilzeitbesch~ftigt0n beset2t verden. 

Gegen die Einführung einer Teilzeitbeschäftigung im _öffentl·ich-. 

r~2chtloichen Dienstverhältnis hat s'jch die Bund{:'.;rcaieruna be-... _ ..... _____ • ____ .__. .. __ .. __. .., "oll 

reits bei verschiedenen Anlässen ausqe~Drochen. Diese Haltuno _ r ..., 

wird im Ubrigen auch von der Gewerkschaft der Gemeindebedien­
steten, der Eisenbahner sowie der Gewerkschaft der Post- und 

Fernmeldcbcdie:nstcten vertl'~~ter.. 
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Das gesamte System des Beamtenrechts ist nämlich auf die Voll­
beschäftigung der Beamten in ihrer wesentlichen Tätigkeit ausge­
richtet. Aus diesem Grund finden sich im geltenden Beamten-

. dienstrecht zahlreiche Rechtsinstitute, die bei der EinfUhrung 
einer Teilzeitbeschäftigung von Beamten entw~der einer um­
fassenden Änderung bedUrfen oder überhaupt beseitigt w~rden 
mUßten. Probleme in dies~m Zusammenhang kHnnten sich z.B. bei 
der VorrUckung in höhere BezUge, bei der Beförderung sowie bei 
der Bemessung des Ausmaßes von AnsprUchen des Beamten, die sich 
nach der Daue~ des Dienstverhältnisses richten, bei der Arbeits­
platzorganisation, aber auch im Zusammenhang mit der Betrauung 

teilzeitbeschäftigter Beamter mit Leitungsfunktionen~ mit Neben­
beschäftigungen, die besonders häufig auftreten könnten, sowie 
bei der Aus- und Fortbildung, deren Kurse im allgemeinen auf 
Vollbeschäftigte abgestellt sind~ ergeben. 

Eine spezifische Schwierigkeit liegt darin, daß der Dienstgeber 
Beamten, mit deren Wechsel in ein Teilzeitbeschäftigungsver­
hältnis er in besonderem Maß rechnen muß, von vornherein keine 

Leitungsfunktionen Ubertragen kann. Im besonderen könnten da­
durch die Karriereaussichten von Frauen beeinträchtigt werden. 

Aus personal politischer Sicht ist zu bemerken, daß dle zu er­

wartende Rückkehr von Teilzeitbeschäftigten (insbesondere 
Frauen) höheren Alters in vollbeschäftigte Dienstverhältnisse 
Planstellen zu Lasten junger Aufnahmewerber blockiert und in­
folge einer Verschiebung der Gesamtaltersstruktur der Beamten­
schaft nach oben auch zu finanziellen rlehrbelastungen der Oienst­
geber führen wUrde. 
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Aus allen diesen GrUnden besteht nach Abwägung der sich aus 
einer Teilzeitbeschäftigung von Beamten ergebenden Vorteile fUr 
die Betroffenen mit den hieraus resultierenden Problemen und 

Nachteilen fUr das Gesamtsystem des öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhtiltnisses und damit fUr den Dienstgeber die Auf-
fassung~ daß die ·Einführung einer Teilzeitbeschäftigung 
Beamten grundsätzlich nicht anzustreben ist. 

\~;en, 19830201 
Der Bundesminister 

~ , 
J\A~~ 

{ 

von 
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